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Nichts über 
uns, nichts ohne 
unseren Rat 
Rechtsberatung für und durch 
Menschen mit Behinderung 

Von Felix Welti 

1. Einführung: Rat und Tat, 
Rat und Macht 

Um in "Beratung und Recht" einzu~ 
führen, muss man zunächst umreißen, 
wovon man spricht. Umer Beratu ng 
verstehen viele Versch iedenes. Eine 
Beratung findet man im Bundestag 
und im Gericht, in der Behörde und 
beim Rechtsanwalt, im Verband oder 
in der Familie. Ganz unterschiedliche 
Vorgänge werden hier als Beratung 
bezeichnet. Ob und wie sie im Recht 
einzuordnen sind, Recht setzen oder 
gestalten, ist nieh t gleich. Um dies zu 
beurteilen , müssen W irklichkeit und 
Normen angesehen werden. Doch 
Sprache und Wirklichkeit stehen im 
Wechselverhältn is, wenn es darum 
geht, Begriffe zu bilden. Das Recht 
muss sich der Wirklichkeit werst über 
die sprachliche Sei te nähern: Was ist 
eigentlich Beratung? Die Beratung ist 
ein Vorgang, in dem Rat erzeugt wird. 

Für den ersten sp rach lichen Zugriff 
liegt es nahe, das Deutsche Wörter­
buch vo nJacob und Wilhe1m Grimm ! 
zu Rate zu ziehen. Hier finden wir ein­
führend gesch ri eben : 

,,( ... ) so zeigt sich hier die fortdauer 
ursprünglichen begriffes: das verbum" 

- also raten - "begriff als gesamtbe­
zeichnu ng alles das, was ein ge­
sch lechtsoberhaupt dem vo n ihm ab­
hängigen gegenüber zu leisten schul­
dig war an fursorge jeder art und 
schutz; und nach der verschiedenen 
art dieser fürsorge spaltete sich das ver­
bum und das zu ihm gehörende subs­
tantiv" - also Rat - "zu den späteren 
ziemlich weit auseinander liegenden 
bedeutungen, die aber doch alle noch 
heute als theile einer umfassenden mä­
tigkeit zu erkennen sind. "2 

Das Wörterbuch erläutert sodann auf 
22 Druckseiten nicht weniger als elf 
Bedeutungen von Rat und raten, zum 
Teil weiter untergl iedert. Dass die 
Brüder Grimm den gemeinsamen 
Grund dieser Bedeutungen in der 
Pflicht zur Fürsorge verorren, sollte 
die am SoziaJrecht und sozialen Recht 
Interess ierten aufmerken lassen: Guter 
Rat könnte einer ihrer Grund begriffe 
und wichtigsten Aufgaben sein . 

Die elf Grimm'schen Bedeutungen 
von Rat, der historischen Entwicklung 
folgend, sind: 

o Bedarf an Nahrung, Kleidung und 
lei blichen Dingen, wie er im Haus­
rat und Vorrat erhalten ist; 

o Schutz, Hilfe und Vorsorge, etwa, 
wenn es heißt, fü r oder gegen etwas 
"Rat zu wissen", auch formelhaft in 
"Rat und Hilfe" oder "Rat und 
Macht" gekleidet; 

o Anweisung und Belehrung; teils ver­
bindlich, meist als Vorschlag; mit 
Blick auf seine Umserzung in der 
Formel "Rat und Tat"; 



o die Erwägung dessen, was zum Rat 
erforderlich ist, wie in Rat halten; 
sich beraten; 

o die Urteilskraft, die zu m Raten ge~ 
braucht wird; wie in der Bibel: "Wo 
nicht Rat ist, da gehl das Volk un­
ter"3; 

o der Rat als das Ergebnis einer Bera~ 
wog, verdeutlicht in Ratschluss; 

o di e Verantwortung fur den Rat; 

o der Gegenstand des Rats als offene 
Frage; heute als Rätsel bezeichnet; 

o der Rat als Gesamtzahl derer, die zu 
beraten haben, wie der Stadtrat, der 
Verwaltungsrat, der Bundesrat; 

o der Rat als Bezeichnung der Behör­
de, die berät und umserz(; wie etwa 
"Der Landrat"; 

o eine der Personen, die berät, wie der 
Ministerialrat4. 

So spiegelt das Wortfeld von Rat und 
Beratung die Entwicklung der Fürsor­
ge vom ei nsei tigen Hoheitsakt zu ei­
nem auf Beratung gegründeten Pro­
zess, in dem das Lebensnotwendige 
Gegenstand gemeinsamer Beratung 
ist. Wer d ie Macht hat, auf den Rat di e 
Tat folgen zu lassen, bleibt jedoch ver­
schieden. Darin , in den Folgen des 
Rats, liegen auch heute die wesentli­
chen Unterschiede. 

Gar nicht so oft ist der Rat Ergebnis 
einer herrschaftsfreien Beratung unter 
Gleichen. Oft sind Beratung und Rat 
Teil ei nes geregelten Verfahrens, an 
dessen Ende verbindlich entschieden 
wird. Das öffenrliche Rech t regelt die­
se Abläufe und die Rechte und PAich­
ten der Beteiligten . 
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Beratung hat sich aus vorgegebenen, 
sich aus dem Status entwickelnden 
Rechts- und Herrschaftsverhältnissen 
in Staat und Familie, in frei gewählte, 
durch Vertrag oder Vereinigung be­
gründete Beziehungen verlagert, sei es 
zu beratenden Berufen, sei es zur Bera­
tung mit Gleichen in gesellschaftli­
chen Gruppen. Doch Ungleichheit in 
der Heratung ergibt sich auch unter 
formal Gleichgestellten, deren Unei ls­
kraft sich nach Wissen, Ausbildung, 
Erfahrung und Selbstbewusstsein un­
terscheidet. H ier bedarf es des Zivil­
rechrs, um das Berarungsverhälmis zu 
ordnen. 

Beratung ist oft ein Vo rgang, der sich 
im Schurze der Vertraulichkeit voll­
zieht, bis sein Ratschluss nach außen 
tritt. Die ganz verschiedenen Bera­
tungsgeheimnisse in Gerichten5, in 
Behörden6 oder bei beratenden Beru­
fen7 haben ihren guten Sinn, auch 
wenn sie durch die technisch mögliche 
und politisch diskutierte Transparenz 
herausgefordert sind. Für die For­
schung oder die Rechtsprechung, die 
sich für die Wirklichkeit der Beratung 
interessieren muss, ist es herausfor­
dernd, dass sie das Geschehen in Bera­
tungssituationen zumeist nur aus sei­
nen Ergebnissen und den Zeugnissen 
der Beteiligten rekonstruieren kann, 
die sich immer schon auf die normati­
ven En'lanungen darauf beziehen, was 
Beratung sei n soll. 

Die Wortgeschichte vo n Rat jedenfalls 
zeigt, dass der Begriff von Anfang an 
auch normativ ist: In sozialen Ord­
nungen wird Rat benötigt, und es soll 
"guter Rat" sein. Dass der teuer ist, 
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sagt schon das Sprichwort. Für das 
Grimm'sche Wörte rbuch war dies 
noch eine Wendung, die "den Ratwit~ 
zig wie eine Kaufmannsware" ansieht. 
Inwieweit Rat heute jedenfalls eine 
D ienstleistung geworden ist wie ande~ 
re auch, ist für die rechtliche Würd i~ 
gung zu erwägen. 

}eclenfalls ist auch d~s Verh iil rn is bt"­
hindertet Menschen zu den öffent­
lichen Sozialleistungsträgern ebenso 
wie zu den Diensten und Einrichtun­
gen, von denen sie Rat und Tat erwar­
ten, n icht mehr von einsei tiger Fürsor­
ge, sondern von Gegenseitigkeit ge­
prägt. Das gi lt für das öffentlich-recht­
liche Sozialleiscungsverhälrn is ebenso 
wie für zivilrechtliche Woh n-, Betreu­
ungs- oder Assistenzverhältnisse. 

Die UN-Behindertenrechtskonventi­
o n (UN-B RK) zeigt ein an Partizipati­
on, an Mitberatung orientiertes Ver­
ständn is von Menschenrechten in ei­
ner Norm, d ie sich so in anderen 
MenschenrechtsVerträgen noch nicht 
findet. In Artikel 4 Abs. 3 UN-B RK 
heißt es: 

"Bei der Ausarbeitung und Umsetzung 
von Rechtsvorschriften und politischen 
Konzepten zur Durchsetzung dieses 
Obereinkommens und bei anderen Ent­
scheidungsprozessen in Fragen, die Men­
schen mit Behinderungen betreffen, flh­
ren die Vertragsstaaten mit den Men­
schen mit ßebinderungen, über die sie 
vertretenden Organisationen enge Kon­
sultiltionen lind bezieben sie aktiv ein. " 

Hier wird deutlich: "N ichts über uns, 
o hne unseren Rat." Konsultieren heißt: 
"um Rat fragen." Behinderte beraten 

n ichtbehinderre Menschen. Die Norm 
verdeutlicht: Menschenrechte behin­
derter Menschen kön nen nicht ver­
wirkhcht werden, weder in Gesetzen 
noch im Einzelfall, wenn die Prozesse, 
die zu einer Entscheidung ftih ren sie 
nicht einbeziehen, wenn über d ie Be­
dingungen ihrer Teilhabe und Selbst­
bestimmung nicht beraten wird. 

Dass Mitberatung auch individuelle 
Rechrsverhälmisse prägt wird deutlich 
inAn. 12 und 13 UN-BRK. Behinder­
te Menschen haben das Recht, als 
Rechtssubjekte mit Rechts- und Hand­
lungstahigkeit anerkannt zu werden. Zu 
der Unterstützung, die sie dabei gegebe­
nenf.llis benötigen, müssen sie Zugang 
haben. An der Justiz sollen sie wirksam, 
mittelbar und unmittelbar teilnehmen 
können . Das alles schließt raren und be­
raten werden gleichermaßen ein. 

2. Beratung im Rechtsstaat 

Die Vorgänge des sozialen Rechtsstaa­
tes brauchen Beratung, d ie Gesetzge­
bung ebenso wie Rechtsprechung und 
Verwaltung. Der Begriffder Räterepu­
bli k ist anders vergeben, aber ei n Staat, 
in dem nur abgestimmt lind entschie­
den, aber nichr beraten wird, mag eine 
Art Demokratie sein , ein sozialer 
Rechtsstaat wäre er nichtS. D ie Rechte 
behinderter Menschen kön nte ein sol­
cher Staat sdnverlich fö rdern, schüt­
zen lind gewährleisten. 

2.1. Beratung in der 
Gesetzgebung 

Die Geserz§ebung setzt nach dem 
Grundgesetz (GG) die Beratung des 
Entwurfs in der Bundesregierung und 
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den Fraktionen, im Bundestag und sei­
nen Ausschüssen und im Bundesrat 
voraus. Für den häufigsten Fal l, dass 
die Bundesregierung einen Gesetzent­
wurf vorlcgt, regelt die Gemeinsame 
Geschäftsordnung der Bundesministe­
rien (GGO), dass diese nicht nur mit­
einander beraten, sondcrn auch nach 
§ 21 Abs. 2 GGOIO die Beauftragten 
der Bundesregierung - also auch dieje­
nige furdie Belange von Menschen mit 
Behinderungen - sowie nach § 47 
Abs. 3 GGOl! Zentral- und Gesamt­
verbände sowie Fachkreise beteiligcn. 
Insbesondere die lente Regelung lässt 
einen breiten Spielraum. Jedenfall s er­
möglicht sie die nach Art. 4 Abs. 3 
UN-BRK erforderlichen Konsultatio­
nen. Dabei gilt es jedoch zunächst zu 
erkennen, ob und wie die vielfaltigen 
Interessen behinderter Menschen be­
rührt sind. Hierauf hinzuweisen ist 
innerhalb der Bundesregierung institu­
tionelle Aufgabe der Beauftragten. 

Wcitere Beracungen mit Sachverstän­
digen, Intercssenvcrtretern und andc­
ren Auskunftspersonen können die 
Ausschüsse des Bundestages nach § 70 
Geschäftsordnung des Bundestages12 

(BTGO) durchführen. Dies kann ein 
Viertel der Ausschussmitglieder auch 
gegen den Willen der Mehrheit errei­
chen. Erweitcrte Beratung d ient auch 
dem Minderheitenschutz.. 

Dabei bedarf es im Bundestag - ent­
sprechend den Landtagen - der Barrie­
refreiheir und angemessener Vorkeh­
rungen durch Gebärdensprachdolmet­
scher. Kommullikationshilfen, Über­
setzung in Leichte Sprache und die 
Zugän~lidlkcil der Räullle. Da:, ßehill-
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dertcngleichstdlungsgesetz des Bundes 
(BGG) bindet in seiner Neufassung 
auch die Bundwagsvenvaltung13• Es 
wäre aber erfreulich, wenn der Bundes­
tag sich auch in seiner Geschäftsord­
nung entsprechend verpflichtcte. 

Im Übrigen geht das Grundgesetz da­
von aus, dass jeder Gesctzgebung poli­
tische Willensbildung im Volk voraus­
geht. die minugestaltcn und aufZu­
greifen die Parteien nach Art. 21 
GGI4, die Vereine und Verbände nach 
Art. 9 GG15 und alle ih rc Meinung äu­
ßernden Menschen nach Art. 5 GG16 
aufgefordert si nd. Al le diese Rechte 
haben jedoch Voraussetzungen, wor­
auf Art. 29 der UN-BRK eingeht. Da­
nach sind die Vertragsstaaten ver­
pflichtet sicherzustellen, dass Men­
schen mü Behinderungen gleichbe­
rechtigt mit ande ren wirksam und 
umfassend am politischen Leben teil­
haben können, sei es unmittelbar odcr 
durch gewählte Vertreterinnen und 
Vertreter. Zu fordern ist die Mitarbeit 
in nich t staadichen O rganisationen 
und in Paneien cbenso wie die Bil­
dung von Organisationen von Men­
schen mit Behinderungen. 

Mit der Reform des BGG. die im Juli 
20 16 in Kraft getreten ist, ist die För­
derung der Partizipation du rch Ver­
bände behinderter Menschen in § 19 
BGG17 ausdrücklich als Aufgabe des 
Bundes anerkannt wordcn. Insbeson­
dere ist hier an d ie Barricrefreihei t der 
Beratungsprozesse und angemessene 
Vorkehrungen zur Teilnahme an Be­
ratungen im Einzelfall zu denken, um 
Kommunikationsbarrieren zu über­
wind e n. 
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2.2. Beratung in der 
Rechtsprechung 

Auch Rechtsprechung ist ein diskursi­
ver Prozess, der auf Beratung beruht. 
Dies gilt fur die Enmchung von Ge­
richtsentscheidungen: Sie beruhen ge­
wöhnlich auf einer öffentlichen münd­
lichen Verhandlung sowie einer nicht 
öffentlichen Beratung der Rkhrcrin­
neu und Richrcrl8• Die in Art. 13 UN­
BRK geforderten angemessenen Vor­
kehrungen und die Barrierefreiheit des 
gerichdichen Verfahrens werden durch 
das Gerichtsverfassungsgeserzl9 und 
die Zugänglichmachungsverordnung 
umgesetzt, rechtliche Betreuer und be­
so nde re Vertreter im GerichtsVcrfah­
ren20 können, richtig verstanden. einen 
Beitrag zu unterstützender - nicht er­
setzender - Rechtsausübung leisten21 . 

\Veniger klar sind die Regdungen tUt 
d ie Richteri nnen und Richter selbst. 
Der Zugang zum bemAichen wld eh­
renamtlichen Richteramt muss ohne 
BenachteiHgung wegen der Behinde­
rung offenstehen. Hiergegen steht je­
doch zum Beispid die in Deutschland 
bislang herrschende Rechtsprechung, 
wonach blinde Richter und Schöffen im 
Strafprozess nicht zugelassen sind, da 
ihnen die unmittelbare Wahrnehmung 
der Angeklagren und ü:ugen fehlell. 

Ein verwandtes Problem wurde vom 
UN-Ausschuss fur d ie Rechte von 
Menschen mit Beh inderungen gerade 
behandelt: In Ausrral ien wurden ge­
hörlose Menschen nicht als Schöffen 
in eine J ury berufen, da die Anwesen­
heit von Dolmetschern bei der Bera­
tung nicht vorgesehen sei. Ocr Aus-

schuss sah in d ieser Ableh nu ng ange­
messener Vorkehrungen zur Beratung 
eines Gerichts eine verbotene Benach­
teiligung.23 

Für die Rechtsuchenden steht meist 
vor dem gerichtlichen Verfah ren die 
Rechtsberarung du rch Anwaltschaft 
oder Verbände, d ie sicherstellen soll , 
dass fachku ndiger Rat d ie Entschei­
dung vorbereitet, ob und wie geklagt 
werden soU und mit deren Hilfe dann 
auch das gerichtl iche Verfahren ge­
führt wird. Der effektive Zugang zur 
Rechtsheratung auch für Bedürftige 
soll durch das Beratungshilfegeserz 
(BerH G) sichergestellt werden. Das 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
hat zuletzt klargestellt, dass dies unein­
geschränkt auch im Verhältnis der 
Bürgerinnen und Bürger zu den Sozi­
al leistu ngsträgern gilr", mögen diese 
auch selbst zur Beratung potentiel l 
Leistungsherechtigter verpfli ch tet 
sein. Damit wi rd deutlich, dass in ei­
nem KonRikt zwischen Behörde und 
Antragsteller diese beides brauchen 
können: Faire Berarung durch die Be­
hörde im Verfahren und unabhängige 
und qualifizier te, nur ihren In teressen 
verpRichtete Beratu ng von anderen. 

Bislang ist jedoch noch zu wenig dis­
kutiert, welche besonderen Vorkeh­
rungen in Bezug auf die Zugänglich­
keit von Rechtsberarung für behinder­
te Menschen erforde rlich sind. Ei n 
Element der solidarischen Beratung 
und Vertretung durch Gleichbetroffe­
ne enthalten d ie Gesene für d ie At­
beits- und Sozialgerichtsbarkeit, die 
die Rechrsvertretung durch Gewerk­
schaftcn, bei J t:u Suzialgerichten auch 
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durch Sozialverbände, also Selbsthilfe­
organ isationen, die nicht absch ließend 
benannt sind, ermäglichen.25 

2.3. Beratung in der Verwaltung 

Beratung ist schließlich ein wichtiger 
Teil der Verwaltungstätigkei t. 

a) Beratung als Teil von 
Sdbstv~rwaltung 

Verwaltung konkretisiert Gesetze und 
führt sie aus . Vielfach sind die dabei 
entstehenden untergeseruichen No r­
men, Satzungen, Richtlinien oder 
Verwalcungsvorschriften sowie die 
Verwalrungspraxis Gegenstand von 
Beratungen. Diese werden vor allem 
in Körperschaften und Anstalten als 
Selbstverwaltung ausgestaltet. So kon­
kretisieren in Städten und Kreisen O r­
gane der kommunalen Selbstverwal­
tung, bei Sozial versicherungsträgern 
der sozialen Selbstverwaltung auf­
grund ihrer Berarungen das Sozial­
rech t auch fu r behinderte Menschen. 
Deren besondere Beteil igung durch 
ihre Verbände ist dabei in den bera­
tenden Ausschüssen bei den Integrati­
onsämtern und der Bundesagentur26, 

im Gemeinsamen Bundesausschuss 
für die gesetzliche Krankenversiche­
rung27 (G-BA), in der Bundesarbeics­
gemeinschaft fur Rehabilitation28 und 
neuerdings im Qualitätsausschuss 
Pflege29 vorgesehen, in den Jugendhil­
feausschüssen 30 und den Beiräten der 
Jobcencer31 über die freie Wohlfahrts­
pflege zumindest möglich. 

Damit haben die Träger der Verwal­
tung die Möglichkeit, den Rat behin­
derter Menschen in ihre Entscheidun-
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gen einzubeziehen, noch nicht ausge­
schöpft. Um ihre gesetzl ichen Pflichten 
zur Barrierefreiheit und zu inklusiven 
öffentlichen Dienstleistungen besser 
zu erfullen, werden weitere Schritte zu 
parrizipaeiver Beratung notwendig 
sein . Auch h ier gilt: Behinderte bera­
ten nichtbehinderte Menschen. 

b) Beratung als Teil des einzelnen 
Verwaltungsverfah rens 

Beratung ist im sozialen Rechtsstaat 
zumindest pocenziell Teil jedes Ver­
walrungsverfahrens, in dem es um 
die Vorbereitung von Entscheidungen 
geht, die auf Bürgerinnen und Bürger 
wirken. Die allgemei ne Beratungs­
pflicht in § 25 Venvaltungsverfahrens­
gesetz32 (VwVfG) verlangt vo n jeder 
Behörde, die Abgabe von Erklärungen, 
die Stellung von Anträgen oder deren 
Berichtigung anzuregen, wenn diese 
nur aus Unkenntn is unterblieben oder 
unrichtig gestell t sind. Die Behörde 
hat den Beteiligten Auskunft über ihre 
Rechte und Pflichten zu eneilen und 
mit ihnen zu erörtern, welche Nach­
weise beizubringen si nd und wie das 
Verfahren beschleunigt werden kann. 

Noch deutlicher sind diese Pflichten 
im allgemei nen Sozialrecht in §§ 14 
und 1533 Soz.ialgesetzbuch (5GB) I 
veranken . Sie zeigen das Verwaltungs­
und Sozialrechtsverhältnis als eine be­
reits vor einem formellen Antrag beste­
hende, auf Kommuni kation begründe­
te Beziehung, in der die an Wissen und 
Routine überlegene Behörde Beratung 
als NebenpR icht zu jedem möglichen 
Anliegen der Bevölkerung an sie schul­
det. Diese Pflichten sind nicht unwe~ 
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sentlich aus dem Streit über H aftung 
rur unterbliebenen oder unrichtigen 
Rar entstanden34. Im Sozial recht ist 
dieser Gedanke durch den von den 50-
zialgerichten entwickelten sozia1recht­
lichen Herstellungsanspruch stark ge­
macht worden, dessen Grundgedan ke 
ist, Personen so zu steHen, als wären sie 
richtig beraten worden35. 

Doch auch im individuellen Verwal­
tungsverfahren ist Beratung keine Ein­
bahnmaße. Auch die Bürgerinnen 
und Bürger haben fur eine Verwal­
tungsentscheidung not\vendiges Wis­
sen. Sie sollen bei der Ermittlung des 
Sachverhalts durch die Behörde mi t­
wirken . Auch die Mirwirkungspflich­
tenJ6 sind im Sozialrecht deutlicher 
ausgeprägt, ct\Ya bei gesundheitsbezo­
genen Leisrungen im Hinblick auf die 
Begutachtung, mit der wiederum die 
Beratung der Behörde durch eine 
sachkundige Person vo rbereitet wird . 

Aber die Menschen können auch ver­
langen, dass die Behörde ihren Rat 
hört. Diese ist zur Anhörung im Ver­
waltungsverfahren verpA ichtet, aller­
dings nur bei belastenden Entschei­
dungen3? Dazu zählt - anders als in 
den Augen vieler Berroffener - die 
Ablehnung eines Leisrungsantrags 
nicht. Auch kann die Verletzung der 
Anhörungspflicht im Verfahren noch 
geheilt werden, bis der Fall bei Gericht 
beraten wird38 . 

Wer mit einer Entscheidung nicht 
einverstanden ist, kann durch Wide r­
spruch ei ne Überprüfung erreichen39. 

Dies führt, jedenfalls in der Sozialver­
sicherung, zu einer Beratung mit Eh-

renamdichen im Widerspruchsaus­
schuss40, in die die Versicherten jedoch 
nur sehr selten persönlich durch An­
hörung einbezogen werden. 

Gerade das Recht, vor einer Entschei­
dung der Verwaltung gehört zu wer­
den, wird auch im Rech t auf eine gure 
Verwaltung nach Art. 41 der Charta 
der Grundrechte der F.llropii ischf".n 
Union41 hervorgehoben42• 

Al le diese Rechte setzen für behinderte 
Menschen voraus, dass ihre Kommu­
nikation mit der Verwaltung, wenn 
erforderlich, ermöglicht und unter­
Stützt wird, wie es das Behinderten­
gleichstellungsrech t vorsieht. 

Da2u kommt, dass behinderte Men­
schen ungewöhnliche und komplexe 
Bedarfslagen haben können und dass 
das sie betreffende Recht stark geglie­
dert ist. Mehrere Behörden sind zu­
ständig, auch für ähnliche Leistungen 
und Anliegen. Dann wird auch das 
Bundesteilhabegeserz (BTHG) nichts 
ändern. Entsprechend ist es gerade für 
behinderte Menschen kein guter Rat, 
wenn sie eine Behörde nur über die 
und bis zu den Grenzen der eigenen 
Zuständigkeit berät. 

Dies war schon im Streit über §§ 14, 
15 SG B r deutl ich geworden. Mit den 
§§ 22 bis 25 SGB IX hatte der Gesetz­
geber die Rehabilitationsträger ver­
pflichtet, gemeinsame ServicesteIlen 
einzurichten, die umfassende Beratung 
zu den Leistungen Wf Teilhabe und 
Rehabi!itation bis zur Enrscheidungs­
reife der Anträge anbieten, also ein zwi­
schen Behörden und behinderten 
Menschen kommunikatives Verwal-
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tungsverfahren organisieren sollten. 
Ausdrücklich wu rde geregelt, dass die 
Servicestdlen ohne Zugangs- und 
Kommunikationsbarrieren sein sollten 
und mit besonders qualifiziertem Per­
sonal mit breiten Fachkenntnissen ins­
besondere des Rehabilitationsrechts 
und der Praxis ausgestan cr sein sollten. 
In diesem Z uge wurde auch in § 22 
Abs. 2 SGB IX43 über die ServicesteIlen 
hinaus geregelt, dass alle Rehabilitati­
onsträger verpflichtet sind, über die 
Leistungen zur Teilhabe auch aller an­
deren Rehabilitationsträger zu beraten. 
In der Beratung soUre also das geglie­
derte System als Einheit erscheinen. 

Evaluationen und Praxisberichte ha­
ben ein ernüchterndes Bild über d ie 
Arbeit der ServicesteIlen gezeichnet<!4 . 
Informations- und Kommunikations­
brüche zwischen den Leistungsträ­
gern, insbesondere zwischen Sozialver­
sicherung und Fürsorge, konnten 
nicht aufgehoben werden. Kommu­
nen und Sozialhilfeträger haben die 
ServicesteIlen nicht als Aufgabe ange­
nommen, obwohl gerade sie eine Aä­
chendeckende ördiche Struktur hätten 
vorhalten können. 

Ob der Gesetzgeber gut beraten ist 
und hat, wenn er voraussichtlich mit 
dem BTH G die ServicesteIlen und die 
erweiterte Beratungspflicht in §§ 22 
bis 25 SGB IX aufheben wird, bleibt 
zu d iskutieren45. Für die übergreifende 
Beratung von Verwaltungsseite sieht 
der Entwurf nun Ansprechstellen der 
Träger für d ie frühzeitige Bedarfs­
erkennung sowie dje Möglichkeit ei­
ner Verei nbarung gemeinsamer Bera­
tungsstandards VOr"6. Ein erheblicher 
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Teil der bisher bei den ServicesteIlen 
verorteten Beratungsaufgaben soll nun 
im neuen besonderen Teil der Einglie­
derungshilfe verortet werden47. 

Für die zugleich pflegebedürftigen be­
hinderten Menschen bleibt es zudem 
dabei, dass in Verantwortung der PAe­
gekassen eine weitere Beratungsstruk­
tur der Leistungsträger besteht, die 
PAegestützpunkte48 . 

3. Beratung als Dienstleistung 

3.1. Beratung als öffentliche 
Dienstle istung 

Schon bei den ServicesteIlen und PAe­
gestützpunkten, noch deutlicher bei 
der bisherigen Beratungsnorm des So­
zialhilferechts, § 11 SGB XJ I49, die 
ebenfalls den Entwurfder §§ 105, 106 
SGB [X,50 nach BTHG zur Beratung 
in der Eingliederungshilfe inspiriere 
hat, wird deutlich, dass d ie Beratung 
als Teil und Nebenpfl icht des Verwal­
tungsverfahrens über eine Sozialleis­
tung fli eßend übergehen kann in Bera­
tung als eigenständige Dienstleistung. 
Dann geht es nicht mehr nur um die 
Vorbereitung einer konkreten Verwal­
tungsentscheidung, sondern um be­
stimmte Teile der sozialen Situation 
und Lebenslage der beratenen Person. 
Der Entwurf zu § 105 Abs. 2 SGB IX 
im BTHG lautet: 

"Zur Dienstleistung gehören insbe­
so ndere die Beratung und Unterstüt­
zung in Angelegenheiten der leistun­
gen der Eingliederungshilfe sowie in 
sonstigen sozialen Angelegenheiten." 

Hier erbringt die Verwaltu ng Bera­
tung als zusätzliche Djenstle i stung~ l. 
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Dies ist gerade im SoziaJ rechr nichts 
Neues: Eine der Kernaufgaben der 
Bundesagentur Hir Arbeit und der 
JobcclHer ist d ie Berufs berarung, die, 
richtig gemacht. n icht nur Anhang der 
Leistungsentscheidung über Arbeitslo­
sengeld jsr52, 

Beratung ruf behi nderte Menschen, ih­
re Angehörigen und Arbeitgeber in vie­
len Angelegenheiten des Lebens durch 
Personen, die kraft Wissen und Erfah­
rung beraten können, ist im Teilhabe­
recht alter wie neuer Fassung Bestand­
teil vieler Sozialleistungen. So sind Be­
ratungsleistungen, auch ru f Partner, 
Angehörige, Vorgesetzte und Kollegen, 
ausdrücklich als Besrandteil der medizi­
nischen Rehabilitation H und der leis­
tungen zur Teilhabe am Arbeicslehen 
ausgewiesenS4. Die Leistungsnorm der 
Früherkennung und Frühforderung 
benennt ausdrücklich die Beratung der 
Eniehungsberechugten55. Das betrieb­
liche Präventionsverfahren soll auf Be­
ratung zurückgreifen, die von der Bun­
desagemur und den Imegrationsärn­
tern sowie den I ntegrarionsfachdiensten 
bereitgehalten werden solJ~ . Insgesam t 
lässt sich festhalten. dass viele leistun­
gen zut T eilhabe ein Element der Bera­
tung enthalten. Dieses wird teils von 
den RehabUitationsträgern selbst, teils 
von den von ihnen und den leistungs­
berechtigten beauftragten Diensten 
und Einrichtungen der Rehabilitation 
und T eilhabe ausgeflihrt. 

3.2. Beratung als gese ll schaft­
liche Vienst leistung 

Beratung findet aber auch außerhalb 
des ~u·Lial rt:r...hdjdlt:11 Dreit:cb !iran. 

Für Paneien, Gc-.verkschaften, freie 
Wohlfahrtspflege, Sozial verbände, 
Selbsthilfeorganisationen gehä rt es 
zu m Zweck ihrer jc-.veiligen Vereini­
gung, dass die Mitglieder miteinander 
beraten, sich beraten, professiondl im 
Auftrag des Verbandes beraten wer­
den. Diese Beratung findet - wie wohl 
alles in der menschlichen Gesellschaft 
- in einem "Sozialraum" statt und ge­
hön deswegen zu den "anderen ßera­
tungsangeboten im Sozialraum", auf 
den die Träger der Ei ngliederungshilfe 
die Leistungsberechtigten nach dem 
BTHG-Entwurf hinweisen sollen. 57 

Staatliche und gesellschaftliche Verant­
wortung fur Beratung stehen in einem 
Ergänzungsverhälrnis. Ratsuchende be­
hinderte Menschen und Verwaltung 
wissen, dass Wissen und Können in der 
Gesellschaft: nicht bei den S07.iallds­
tungsträgern monopolisiert sind. Ver­
bände und Vereinigungen halten, aus 
gleicher Betroffenheit. aus politischem 
und fachlichem Engagement. Ressour­
cen an Wissen und Erfahrungen vor. 
die für die Beratung behinderter Men­
schen wichtig sein können. Das Ergän­
zungsverhältnis zeigt sich darin, dass 
der soziale Rechtsstaat die Beratung im 
gesellschafdichen Raum anerkennt, auf 
sie verweist und sie fordere, sei es durch 
die kommunale und Landesforderung 
von Beratungsstellen, wie sie bei der 
Schuldnerberatung, Schwangerschafrs­
konfliktberarung oder Gesundheitsbe­
ramng praktiziert wird und auch bun­
des- und landesrechtl ich vo rgesehen ist, 
sei es bei der Selbsthilfefordetung durch 
Krankenkassen58 und andere Rehabili­
tatiuDSrräger59, sei es zukünftig bei der 



befristet durch den Bund geforderten 
ergänzenden unabhängigen Teilhabe­
beratuntfO· 

Die Beratung durch gesellschaftliche 
Organisationen ist rechtlich schwer 
einzuordnen, denn das Beratungsver­
hältnis liegt oft an der Schnittstelle 
von privater, politischer und professi­
oneller Sphäre. Es basiert aufVenrau­
ensverhältnissen, die sich der Ver­
redltlichung entziehen. D ie Grimms 
zitieren aus dem Magdeburger Recht: 
"Von rats wegen wird niemand dem 
anderen verbunden, es sei den n, dass 
sein rat trügerisch wäre. "61 

Erst der schlechte, der falsche Rat kann 
die Frage nach der Haftung aufbrin­
gen. Dann muss es einen messbaren 
Schaden geben. Das ist bei allgemeiner 
Lebensberatung schwer z.u belegen, 
deutlicher aber, wenn es um medizini­
schen oder rechtlichen Rat geht. 

3.3. Beratung als private 
Dienstle istung 

Quer zur Einordnung der Beratung in 
den Bereich der staatl ichen Sozialleis­
tungen oder der freien gesellschaftli­
chen Interaktion kann Beratung eine 
private Dienstle istung sein, die sich in 
das Pflichten- und Haftungsgefüge des 
Zivilrechts einordnet. So ist die medi­
zinische Beratung Bestandteil von Be­
handlung und die richtige Beratung 
Teil der Pflichten aus dem Behand­
lungsvertrag von Ärztinnen und Ärz­
ten, Psychologinnen und Psycholo­
gen, anderen Heilberufen und Diens­
ten und Einrich tungen der 
medizinischen Rehabil itation . 
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Die Rechtsberatung ist Gegenstand 
eines Dienstvertrages. Die besondere 
Bedeutung richtigen Rats in Medizin­
und Rech tsfragen führt zu einer star­
ken Regulierung: Diese Dienstleistun­
gen stehen nach dem Heilpraktiker­
und dem Rechtsdienstleistungsgeserz 
unter nur punktuell durchbrochenem 
Berufsvorbehalt. Die beratenden Be­
rufe wiederum sind durch Kammern 
oder im Rahmen ihrer O rganisation in 
Berufspflichten eingebunden, zu de­
nen auch die Haftpflichtversicherung 
gehört. Speziell fur die professionelle 
Rechtsberatung gilt, da diese sich im­
mer auf einen zumindest möglichen 
Konfli kt bezieht, das Gebot der Unab­
hängigkeit der Beratung in dem Sinne, 
dass sie nicht den Interessen eines 
möglichen Prozessgegners zugleich 
verpflichtet sein darf. 

Für die Rechtsberatung hat der Ge­
serzgeber gerade im Sozialrecht gese­
hen, dass der gesellschaftl ichen Selbst­
hilfe und der Kenntn is des sozialen 
Feldes eigenständige Bedeutung zu­
kommt. Entsprechend sind die freie 
Wohlfahnspflege und die Sozial­
verbände im Rechtsdiensdeistungs­
gesetz62 und im Sozialgerichtsgesetz 
eigenständig hervorgehoben. Der 
Gesetzgeber vertraut hier auf Q uali­
tätssicherung durch Organisationen, 
auch wenn Personen beraten, die kei­
ne juristische Ausbildung haben. Fra­
gen der Qualifikation und der Haf­
tung wird sich auch die ergänzende 
unabhängige Teilhabeberatung steI­
len, wen n dieser ausdrücklich die Auf­
gabe zugewiesen wird, über Rehabili­
tations- und Teilhabeleistungen nach 
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dem SGB IX, also über Rechtsfragen, 
zu beraten. 

Die in Sozialleistungen integrierte Be­
ratung sieht der Gescl7.geber im Kon­
text psychologischer und pädagogi­
scher Hilfen, ohne dass hieraus ein 
klarer Berufsvorbehalt erkennbar wür­
de. In der Praxis leisten alle mit Reha­
bilitation und Teilhabe befassten Be­
rufe in ihrem Feld - und oft auch dar­
über hinaus - Berarung, worauf sie 
durch ihre Ausbildung mehr oder we­
niger vorbereitet sind. Zu den wich­
tigsten Medlan ismen der Qualidüssi­
cheruog gehört dabei die interprofessi­
oocHe Einbindung in den Diensten 
und Einrichtungen und die durch 
Ausbildung und Erfahrung gewachse­
ne Kenntnis der eigenen Kompeten­
zen und ihrer Grenzen. 

Beratung darf also immer nur so weit 
gehen, wie das eigene Wissen und Kön­
nen geht, sie muss gerade bei der scha­
densgeneigten Medizin- und Rechtsbe­
ratung rechtzeitig weiterverweisen. Wer 
professionell Beratungsaufgaben über­
nimmt, muss von der beratenen Person 
- und gegebenenfalls auch ihrem Leis­
tungsträger - zumindest dafür in Haf­
tung genommen werden können, dass 
nichr fahrläsSig, also in erkennbarer 
Überschreitung der eigenen Kompe­
tenz, schlechter Rat gegeben wird. 

4. Ausblick 

Wegen ihrer Allgegenwärtigkeit und 
Vielschichtigkeit eignet sich Beratung 
im Allgemeinen nicht rur schlichte 
und strikte Berufsvorbehalte, Quali­
tätssicherungssysteme und Ausbil­
dungsmodule. Rar unter Angehörigen, 

Freunden, Gleichbetroffenen, Ver­
trauenspersonen ist und bleibt für die 
meisten Menschen eine wichtige Ent­
scheidungsgru ndlage. 

Vertrauen sich Menschen aber der Be­
rarung durch Venvaltung, gesellschaft­
liche Organisationen und profeSSiO­
nelle Diensdeister an, und erwartet 
das Gesetz. dies sogar von ihnen, dann 
ist es wichtig, dass Beratung als gegen­
seitiger Vorgang erkannt wird, in dem 
die Interessen der rarsuchenden Per­
son zu wahren sind. 

Für das Recht und seine Verwirkli­
chung hat Berarung, wie gezeigt, zent­
rale Bedeutung auf allen Ebenen. Oh­
ne guten Rat kein gutes Recht, das gilt 
von der Gesetzgebung, über Verwal­
tung und Gericht bis zum Einzelnen. 
Gute Beratung ist eine Voraussetzung 
des Rechts. Ihre Ergebnisse beschäfti­
gen die Rechtswissenschaft. Die Vor­
gänge der Beratung kann sie nicht al­
leine entschlüsseln, hierzu bedarf sie 
der praktischen Erfahrungen lind ihrer 
Reflexion durch die empirischen Wis­
senschaften. 0 

Der Beitrag basiert auf einem Vortrag, 
den der Autor am 9. September 2016 
anlässlich der Tagung "Partizipation 
und Beratung im Teilhaberecht" in Kas­
seLgehalten hat (Beitrag D41-2016 vom 
18.10.2016 unter www.reha-recht.de). 
Dank für Recherchen an Diana Ro.mm, 
M. A., und Aliee Di/Jbahner, B. A. 

Anmerkungen: 

I Das Wijrterbuch ist on/ine abrufbar 
unter woerterbuchnetz.delDWBI 
(KLeinschreibung im Original). 

Sozial r~cht+Praxjs 12/16 

1 



2 Vgl. www.woerterhuchnetz..deID WB/. 

3 Sprüche 11,' 14 (" ... wo aber viel Rat­
geber sind, da geht es wohl zu. "). 

i Vgl. www.woerterhuchnetz.deIDWBI. 
5 § 43 Deutsches Richtergesetz; § 193 

GerichtsverJasmngsgesetz. 

6 §§ 201 Ab,. 3, 203Ab,. 2 S"ajgMz, 
buch. 

7 § 43aAbs.2 BundesrechtsanwaLtsord­
nung; § 203 Abs. I Strafgesetzbuch. 

8 Vgl. schon Aristoteles, Politik, Viertes 
Buch, 14. Kapitel, der die Gesetzge­
bung mit der beratenden Staatsgewalt 
(bouleuomenon) gleichsetzt. 

9 Art. 76GG. 
/ 0 "Die Beauftragten der Bundesregie­

rnng, die Bundesbeauftragten sowie 
die Koordinatorinnen und Koordina­
toren der Bundesregierung infonnie­
ren die Bundesministerien -vorbe­
haltlich anderweitiger gesetzlicher 
Bestimmungen -frühzeitig in Angele­
genheiten von grundsätzlicher politi­
scher Bedeutung, soweit Aufgaben der 
Bundesministerien betroffen sind. " 

f f "Für eine rechtzeitige Beteiligung /Jon 
Zentral- Imd Gesamtverbänden sowie 
von Fachkreisen, die auf Bundesebene 
bestehen, gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend. Zeitpunkt, Umfang und 
Auswahl bleiben, soweit keine Sonder­
vorschriften bestehen, dem Ermessen 
des jedeifijhrenden Bundesministeri­
ums überlassen. Die Beteiligung nach 
Absatz J soll der Beteiligung nach die­
sem Absatz und der Unterrichtung 
nach § 48 Absatz 1 vorangehen. " 

/2 ,,(1) Zur Information über einen Ge­
genstand seiner Beratung kann ein 
Ausschuß offentliche Anhänmgen von 
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Sachverständigen, Interessenvertre­
tern u.nd anderen AuskunJtspersonen 
vornehmen. Bei überwiesenen Vorla­
gen ist der federführende Ausschtiß auf 
Verlangen eines Viertels seiner Mit­
glieder dazu verpflichtet; bei nicht 
überwiesenen Verhandlungsgegen­
ständen im Rahmen des § 62 Abs. J 
Satz 3 eifolgt eine Anhörung auf Be­
scMuß dr:s Ausschussr:s. Dir: Beschluß­
fassung ist nur zulässig, wenn ein ent­
sprechender Antrag auf der Tagesord­
nung des Ausschusses steht. « 

13 § 1 Ab,. 2 Satz I BGG. 

14 ,,(1) Die Parteien wirken bei der poli­
tischen Willensbildun$ des Volkes mit. 
Ihre Gründung ist Jrei. Ihre innere 
Ordnung muss demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. Sie müssen 
über die Herkunft und Verwendung 
ihrer Mittel sowie über ihr Vennbgen 
öffontlich Rechenschaft geben. " 

15 ,,(1) Alle Deutschen haben das Recht, 
Vereine und Gesellschaften zu bilden. " 

16 ,,(1) Jeder hat das Recht, seine Mei­nUt in Wort, Schrift und Bild frei zu 
äu em und zu verbreiten und sich aus 
altgemein zugänglichen Quellen un­
gehindert zu unterrichten. Die Presse­
freiheit und die Freiheit der Bericht­
erstattung durch Rundfunk und Film 
werden gewährleistet. Eine Zensur 
findet nicht stiltt. " 

17 "Der Bund fordert im Rahmen der 
zur Verfügung stehenden Hau.shalts­
mittel Maßnahmen von Organisatio­
nen, die Jie Voraussetzungen des § 15 
Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 5 er­
folien, zur Stärkung der Teilhabe /Jon 
Menschen mit Behinderungen an der 
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Gestaltung bjfontlicher Angelegenhei-
ten. " 

18 VgL. z. B. § 124 Abs. 1 Sozial gerichts­
gm" (SGG), § 193 G,,;,htw'ifas­
sungsgesetz (GVG). 

19 § 191a GVG 

20 §72SGG. 

21 Dazu BSG-Beschluss vom 14. No­
vember 20 J 3, ß 9 SB 84/ J 2 ß; VgL. 
SAG-Beschluss vom 28. Mai 2009, 6 
AZN 17/09, dazu Weber, Diskussi­
onsbeitragB7-2011 vom30,03.20J 1 
unterwww.reha-recht.deim Internet. 

22 So z. B. BGHS,34, 236 (238) od" 
BGHSd5, 164 (167). 

23 fndividualbeschwerden: Gemma Seas­
ley VI. AUilralia (CRPD/Cl15/11/ 
2013) und MichaeL Lockrey vs. Aust­
ralia (CRPD/Cl15/D/13/2013); vgl. 
Degener, Bericht aus Genf NT. 
11/2016 

24 BVerfG-Beschluss vom 4. April2016, 
1 BoR 2607/15. 

25 § /1 Abs. 2 Satz 2 NT. 4 Arbeitsge­
richtsgesetz; § 73 Abs. 2 Satz 2 NT. 7 
und8SGG. 

,6 §§ 103, 105, 106 SGB IX 

27 § 140!SGB V. 

28 § 13 Abi. 6SGB IX 

" § 118SGBXJ. 
30 § 71 SGB VIf[. 

31 § 18dSGBfl 

32 ,,(1) Die Behörde soll die Abgabe von 
Erklärungen, die Stellung von Anträ­
gen oder die Berichtigung von erklä­
rungen oder Anträgen anregen, wenn 
diese offonsichtfich nur versehentlich 
oder aus Unkenntnis unterblieben 

oder unrichtig abgegeben oder gestellt 
worden sind. Sie erteilt, soweit erfor­
derlich, Auskunft über die den Betei­
ligten im VerwaltungrverJahren zuste­
henden Rechte und die ihnen obliegen­
den Pflichten. " (2) Die Behörde eri/r­
tert, soweit erforderlich, bereits vor 
Stellung eines Antrags mit dem zu­
künftigen Antragsteller, welche Nach­
weise und Unterlagen von ihm zu er­
brin$en sind und in welcher Weise das 
Verfahren beschleun!%! werden kann. 
Soweit es der Veifahremheschleuni­
gtmg dient, soll sie dem Antragsteller 
nach Einga'!t des Antrags unverzüg­
lich Auskunjt ü.ber die voraussichtliche 
Verfohrensdauer und die Vollständig­
keit der Antragmnterkzgen geben. 

33 § 14 SGB J: Jeder hat Anspruch auf 
Beratung über seine Rechte und 
Pflichten nach diesem Gesetzbuch. 
Zuständig für die Beratung sind die 
Leistungsträger, denen gegenüber die 
Rechte geltend zu machen oder die 
Pflichten zu edUlIen sind." § 15 
SGB J: ,,(1) Die nach Landesrecht zu­
ständigen Stellen, die Träger der ge­
setzlichen Krankenversicherung und 
der sozialen Pflegeversicherung sind 
verpflichtet, ü.ber alle sozialen Angele­
genheiten nach diesem Gesetzbuch 
Auskünfte zu erteilen. (2) Die Aus­
kunftspfiicht erstreckt sich auf die Be­
nennung der für die Sozialleisttmgen 
zuständigen Leistungsträger sowie auf 
alle 5ach- und Rechtsfragen, die fiir 
die AuskunJtsuchenden von Bedeu­
tung sein können und zu deren Beant­
wortung die Auskunftsstelle imstande 
ist. (3) Die Auskunftsstellen sind ver­
pflichtet, untereinander und mit den 
anderen Leistungsträgern mit dem 
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lichst umfassmde Auskunfturuilung 
durch eint Stelle sicherzustellen. " 

34 Vgl. Köhl", ZFSHISGB 412015. 

35 Zum JOZia/Ttchl/ichm Hmu/lungs­
anspntch u. a.: SchmidtlSchmidt: Der 
sozialrechtliche HmuUungsamprnch. 
JURA 612005, 372-376; Gört" Di, 
Gesetzmäßigkeit der Vnwaltung im 
Rn.hmen cks sozialrechtlichm HnJu/­
Lungsampruchs, 2007; Schmidt-De 
Caluwe: Der sozialrechtliche Herstel­
lungsanspmch, J 992. 

36 § 60 ff SGB I. 

37 § 24 SGBX 

38 §41 SGBX 

39 § 62 SGB X ;'l Verbindung mit § 83 
ff SGG. 

40 § 36a SGB IV. 

4/ ,,(1) Jede Person hat dn Recht darau] 
dass ihre Angeltgmheiten von den Or­
ganen, Einrichtungen und sonstigen 
Stelkrl d" Union ullparuiisch. ge­
recht und innerhalb einer angemrue­
nm Frist behandelt werden. (2) Die­
ur Raht um/a.m insbesondere a) das 
&cht jed" Pmon, gehört zu wmun, 
broor ihr gegenüb" eint fiir sie nach­
tdlige individ,ulk Maßnahme getrof 
Jen wird, b) das Ruht jeder Person auf 
Zugang zu den sie betreffinden Akten 
unter Wahnmg des berechtigten Inte­
resses der Vertraulichkeit sowie des 
Beruft- und Geschäftsgeheimnisses, c) 
die Vtrpflichtungder Vmvaltung, ih­
re Entscheidungen zu begründen. " 

42 Vgl. Welti: Lorenz von Stein und das 
Recht auf eine gute SozialvmvaltJIng, 
VetwArch 2014, 50-72. 
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43,,(2) (. .. ) AUJkün(u nach § 15 des 
Ersten Buches über Leislungen zur 
Teilhabe ertdkn alk Rehabilitatiom­
träger. " 

44 Vgl. z. B. Imtirut fir Sozia/forschung 
und Gesellschafopolitik (Hrsg.): Ein­
richrung und Arbeitsweise gemdnsa­
mer Serviasu//m. 2004 (abrufbar 
ullur www.bmas.de/Sh.tredDocJI 
Down/oads/DElPDF-PublikatiolltTI/ 
fb-ß J 6-einrichrung-und-a rbei tswei­
se-gemeinsamer-servicestellen-Juer-re 
habilitation.pdfijsmionid=DB2D93 
706EGAC175836A268C2C53E535); 
Shafoei: Die gemeinsamen Servicestel­
!en für Rehabilitation. Beratung und 
Unterstützung behinderter Menschen 
nach dem SGB IX 2008; Bundesmi­
nistenum fir Arbeit und Soziales 
(BMAS) (Hrsg.): Behindertenberichl 
der Bundesregierung, 2009; Berichte 
über die Gemeinsamen Serviceste/kn 
fir Rehabilitation nach § 24 Abs. 2 
SGB IX der Bundesarbeitsgemdn­
schaft fir Rehabilitation (BAR). 

45 Vgl Gemzentwur! der Bundesregie­
rung zum BTHG, BT-Drucks. 
18/9522, Punkt 11. J.9 Streichung der 
Regelungen zu den Gemeinsamen Ser­
viastelkn. "Die vergangenen Jahre 
seit Inkrafttreten des 5GB IX haben 
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des SGB [X in der geltenden Fasnmg 
nonnierten Gemeinsamen Seroicestef­
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ben. Fehlende VerbindLicbkeit lind 
Finanzierungsstrukturen haben dazu 
gefiihrt, dass die Gemeinsamen Seroi­
wte/fen nicht die gewünschten Ziele 
erreicht und Aufgaben erfii/ll haben. 
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Vorschriften zu den Gemeinsamen 
ServicesteIlen. (. .. ) ". 

46 Vgl. Gesetzentwurf der Bundesregie­
rung zum BTHG, BT-Drucks. 
18/9522, Punkt 11.1.9 Streichung der 
Regelungen zu den Gemeinsamen Ser­
vicestellen. ,, ( . .. ) Gleichwohl sind die 
Rehabilitationsträger, wie alle Leis­
tungsträger nach § J 4 des Ersten Bu~ 
ches Sozialgesetzbuch (SGB 1), auch 
weiterhin zur umfassenden Beratung 
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